Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1519 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/3- A 0111 -44/67 


Bonn, den 7. März 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Haushaltsreform 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Althammer, Leicht, 
Windelen uud Genossen 
- Drucksache V/1439 — 


Ich beantworte die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Alt- 
hammer, Leidit, Windelen und Genossen wie folgt; 


1. Bis wann kann die Bundesregierung den Entwurf einer Bun- 
deshaushaltsordnung vorlegen? 

Die Arbeiten an der Haushaltsreform sind inzwischen so weit 
gefördert worden, daß sich die Bundesregierung in absehbarer 
Zeit mit den Gesetzentwürfen befassen wird. Nach den Pla- 
nungen der Bundesregierung sollten die Gesetzentwürfe 
— ebenso wie das Finanzreformwerk — noch in dieser Legis- 
laturperiode in Kraft treten. 


2. Hält die Bundesregierung Grundgesetzänderungen zur Durch- 
führung der Haushaltsreform für notwendig, welche Artikel des 
Grundgesetzes betreffen sie und bis wann ist mit der Vorlage 
eines Regierungsentwurfs an das Parlament zu rechnen? 

Eine grundlegende Reform des Haushaltsrechts läßt sich nicht 
ohne Änderungen und Ergänzungen des Grundgesetzes ver- 
wirklichen. Im einzelnen ist folgendes vorgesehen: 

a) Artikel 109 Abs. 5 (neu) GG 

Neben der Änderung des Artikels 109 GG im Zusammen- 
hang mit dem Stabilitätsgesetz soll durch eine Ergänzung 
des Artikels 109 GG dem Bundesgesetzgeber die Befugnis 
übertragen werden, durch Gesetz zu bestimmen, welche 
Stellen die Zahlungs- und Buchungsgeschäfte des Bundes 
wahrnehmen und welches Verfahren dabei anzuwenden ist. 
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Diese Ergänzung des Grundgesetzes ist Voraussetzung für 
eine grundlegende organisatorische und technische Neuge- 
staltung des Kassenwesens. 

b) Artikel 110 GG 

Die Ergänzungen dieser Vorschrift betreffen die Möglich- 
keit, den Haushaltsplan oder seine Teile für mehrere Jahre 
festzustellen, sowie ein vereinfachtes Verfahren zur Ände- 
rung des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans. Die 
erste Ergänzung soll die rechtzeitige Feststellung des Haus- 
haltsplans erleichtern, die zweite entspricht einem prakti- 
schen Bedürfnis, weil das jetzige Gesetzgebungsverfahren 
für eine nachträgliche Änderung des Haushalts zu zeitrau- 
bend ist. 

c) Artikel 113 GG 

Die Vorschrift soll durch eine wirkungsvolle Neufassung 
ersetzt werden. Es wird erwogen, den Zustimmungsvorbe- 
halt der Bundesregierung auf einnahmemindernde Beschlüsse 
des Bundestages zu erstrecken, der Bundesregierung die 
Befugnis zu geben, ihre Zustimmung auf einen bestimmten 
Höchstbetrag zu beschränken, und vorzusehen, daß vor aus- 
gabeerhöhenden und einnahmemindernden Beschlüssen der 
gesetzgebenden Körperschaften eine Stellungnahme der Bun- 
desregierung einzuholen ist. 

d) Artikel 115 GG 

Die Vorschrift soll neuzeitlichen hnanzwissenschaftlidien 
Erkenntnissen angepaßt und im übrigen klarer gefaßt werden. 

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes soll gleich- 
zeitig mit dem Entwurf der Bundeshaushaltsordnung dem Par- 
lament vorgelegt werden. 


3. Welches sind die wesentlichen Punkte, in denen die Reichs- 
haushaltsordniing nach Auffassung der Bundesregierung geän- 
dert werden muß, um den modernen Anforderungen an die 
Haushaltspolitik Rechnung zu tragen? 

Der Entwurf der neuen Haushaltsordnung soll gegenüber der 
Reidishaushaltsordnung 

a) Änderungen des haushaltswirtschaftlichen Systems, 

b) Ergänzungen durdi volkswirtschaftliche Vorschriften und 

c) Änderungen organisatorischer und technischer Natur 
enthalten. 

Zu a) 

Zu den wichtigen Änderungen des haushaltswirtschaftlichen 
Systems zählen 

- eine mehrjährige Haushaltsplanung, 
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- die Möglichkeit des Zweijahreshaushalts zur Lösung des Zeit- 
problems bei Verabschiedung des Haushaltsplans, 

- die ausnahmslose Anwendung des Fälligkeitsprinzips (Grund- 
satz der Kassenwirksamkeit), 

- der Wegfall des außerordentlidien Hauhalts, 

- die Neuregelung der Übertragbarkeit von Ausgaben und der 
Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre durch Verpfiich- 
tungsermächtigungen sowie 

“ die Schaffung einer größeren Durchsichtigkeit des Haushalts- 
plans. 

Zu b) 

Die volkswirtschaftlichen Vorschriften umfassen insbesondere 
die Vervollständigung des konjunkturpolitischen Instrumen- 
tariums und die Möglichkeit, unmittelbar aus dem Haushaltsplan 
und dem Haushaltsablauf die Auswirkungen für die Gesamt- 
wirtschaft zu erkennen. 

Zu c) 

Die Änderungen organisatorischer und technischer Natur be- 
treffen eine umfassende Reform des Zahlungs- und Buchungs- 
wesens mit dem Ziele, eine ständige und gegenwartsnahe Beob- 
achtung des Haushaltsablaufs zu ermöglichen. 

Die Probleme der Haushaltsreform sind im Finanzbericht 1967, 
Seite 241 ff., dargelegt. Wegen Einzelheiten darf darauf Bezug 
genommen werden. 


4. Ist sichergestellt, daß auch die Länder sich an einer Reform des 
Haushaltsrechts beteiligen, um eine Durchsichtigkeit und Ver- 
gleichbarkeit der Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft der ge- 
samten Gebietskörperschaften, einschließlich der Gemeinden zu 
erreichen ? 

Die Arbeiten an der Haushaltsreform werden auf Grund eines 
Beschlusses der Finanzminister und -Senatoren von Bund und 
Ländern vom 11. Juni 1964 von dem Arbeitskreis der Haushalts- 
abteilungsieiter der Finanzministerien von Bund und Ländern 
gemeinsam durdigeführt. Bund und Länder streben in dieser 
freiwilligen Zusammenarbeit an, daß ihr Haushaltsrecht und 
und ihre Haushaltssystematik künftig zumindest im Grundsätz- 
lichen übereinstimmen. Auf diese Weise lassen sich die Durch- 
sichtigkeit und Vergleidibarkeit der Einnahme- und Ausgabe- 
wirtschaft aller Gebietskörperschaften erreichen. 


5. Wird die Reform des Haushaltsrechts auch unter den Erforder- 
nissen einer Rationalisierung und Mechanisierung der Ver- 
waltung gesehen und was ist dazu erforderlich? 

Im Rahmen der Haushaltsreform sollen insbesondere das Zah- 
lungs- und Buchungswe.sen organisatorisdi und technisch moder- 
nisiert und die Rechnungslegung zentralisiert werden. Das Fern- 
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ziel ist eine Automation der gesamten öffentlichen Haushalts- 
wirtschaft, angefangen von der Haushaltsplanung bis zur Rech- 
nungslegung. Die Vorarbeiten lassen erkennen, daß dieses 
Ziel erst in einigen Jahren vollständig erreicht werden kann. 
Dies liegt vor allem daran, daß sich die organisatorischen und 
personellen Voraussetzungen für eine Automation nicht kurz- 
fristig schaffen lassen. Die gleichen Erfahrungen haben im übrigen 
auch Wirtschaftsunternehmen und andere Körperschaften bei 
der Einführung der Datenverarbeitung gemacht. 

6. Hält die Bundesregierung an ihrer am 11. August 1966 — Druck- 
sache V/880 — erklärten Absicht fest, schon vor Verabschie- 
dung einer neuen Haushaltsordnung die vorgesehene neue 
Haushaltssystematik ohne Gesetz einzuführen? 

Die Bundesregierung hält in ihrer am 11. August 1966 ~ Druck- 
sache V/880 - erklärten Absicht fest, daß es zur Einführung 
der neuen Haushaltssystematik keines Gesetzes bedarf. Die 
neue Haushaltssystematik kann deshalb schon vor Erlaß der 
neuen Haushaltsordnung eingeführt werden. 


Strauß 
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